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Der Umwelt-
schutz im Bau- 
bewilligungs-
verfahren
Die Verantwortung für die 
Einhaltung der Umwelt-
vorschriften im Baubewilli-
gungsverfahren, aber auch 
am Bau hat der Kanton 
weitgehend an die Gemein-
den delegiert. Die umwelt-
schutzrechtlichen Kontrol-
len werden zwar an den 
Projekten, das heisst an 
den Plänen im Bewilligungs-
verfahren durchgeführt. Auf 
der Baustelle jedoch wer-
den in der Regel nur in 
Einzelfällen Kontrollen 
bezüglich der Umwelt 
durchgeführt, nämlich 
dann, wenn eine Anzeige 
vorliegt oder ein Verdacht 
gehegt wird.
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Ein Prozess wird immer dann als nach-

haltig angesehen, wenn er gewährleis-

tet, dass die Bedürfnisse der heutigen 

Generation befriedigt werden, ohne da-

bei die Möglichkeiten künftiger Genera-

tionen zur Befriedigung ihrer eigenen 

Bedürfnisse zu beeinträchtigen. Meis-

tens spricht man dann von einer um-

weltpolitischen, wirtschaftspolitischen 

oder gesellschaftspolitischen Nachhal-

tigkeit. Der Prozess des Baubewilli-

gungsverfahrens bewegt sich ebenfalls 

in diesem Spannungsfeld von umwelt-, 

wirtschafts- und gesellschaftspoliti-

scher Nachhaltigkeit. 

Ein Baubewilligungsverfahren koordi-

niert nicht nur die verschiedenen Anlie-

gen von Wirtschaft, Umwelt und Ge-

sellschaft, sondern bezieht auch die 

Sichtweisen der unterschiedlichen Ak-

teurinnen und Akteure mit ein. Somit 

wird ein Baubewilligungsverfahren zu 

einem hochkomplexen, integralen Pro-

zess, bei welchem in der Regel Interes-

senkonflikte auftreten. Es ist Aufgabe 

der federführenden Behörde, die unter-

schiedlichen Ansprüche abzuwägen, 

zu koordinieren und letztendlich vor al-

lem den Anforderungen an eine um-

weltpolitische Nachhaltigkeit gerecht 

zu werden.

Verantwortung bei der  
kommunalen Behörde
Das Planungs- und Baugesetz des 

Kantons Zürich überträgt die Zustän-

digkeit und somit die Verantwortung  

eines Baubewilligungsverfahrens an die 

kommunale Behörde. Die kommunale 

Baubehörde wird somit zur Leitbehörde 

im Verfahren. Als Angestellter oder An-

gestellte einer Bauverwaltung oder als 

Mitglied einer örtlichen Baukommission 

ist man dadurch nicht nur für die Einhal-

tung der baurechtlichen Vorgaben zu-

ständig und verantwortlich, sondern 

auch für die Einhaltung einer Vielzahl 

von planungs-, bau- und umweltrechtli-

chen Gesetzgebungen in der Gemeinde. 

Und dies auf Stufen von Bundes-, Kan-

tonal- und Kommunalrecht. Die Umwelt-

auswirkungen des Bauens können durch 

gute Planung und Kontrolle reduziert 

werden.

Von der kommunalen Behörde kann in 

den meistens Fällen – abhängig von der 

Grösse des Verwaltungsapparats – nicht 

erwartet werden, dass in Anbetracht 

der Fülle der Themen und gesetzlichen 

Grundlagen, die not wen di gen Kompe-

tenzen und Ressourcen verfügbar sind. 

Daher unterstützt der Kanton die Ge-

meinden mit fachspezifischen Dienst-

stellen bei der anspruchsvollen Arbeit.

Es ist beim Baubewilligungsverfahren Aufgabe der federführenden Behörde, 
die unterschiedlichen Ansprüche abzuwägen.

Quelle: Kofu

Zahlen
Im Kanton Zürich wird jährlich für 7 Mil-

liarden gebaut. Im Jahr 2013 wurden im 

ganzen Kanton rund 15 000 Baugesu-

che eingereicht. Von diesen Baugesu-

chen haben 3220 Gesuche eine oder 

mehrere kantonale Spezialbewilligun-

gen benötigt. Rund 1100 Mitberich-

te wurden durch die Fachstellen des 

AWEL zu umweltrelevanten Themen 

verfasst.
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Kanton unterstützt
Die Koordinationsstelle für Umwelt-

schutz (KofU) bildet zusammen mit der 

Leitstelle (LS) für Baubewilligungen die 

Abteilung Koordination Bau und Um-

welt (KOBU) und ist im Generalsekreta-

riat der Baudirektion angesiedelt. Be-

nötigt ein Bauvorhaben neben der 

kommunalen Baubewilligung zusätzlich 

kantonale Spezialbewilligungen, sorgt 

die KOBU für die Koordination der kan-

tonalen Verfahren wie Umweltverträg-

lichkeitsprüfungen und Baubewilli-

gungsverfahren sowie der Entscheide 

zuhanden der kommunalen Baubehör-

de. Dies geschieht unter Einbezug aller 

relevanter Fachstellen. 

Insgesamt kann innerhalb der Baudi-

rektion oder teilweise der Volkswirt-

schaftsdirektion auf 27 Fachstellen zu-

gegriffen werden. Im Umweltbereich 

sind dies rund 20 Fachstellen, die mit 

ihrem spezifischen Fachwissen in den 

nachfolgend aufgeführten Bereichen 

zur Verfügung stehen: Betrieblicher 

Umweltschutz und Störfallvorsorge, 

Abfall- und Ressourcenanlagen, Altlas-

ten, Tankanlagen für Industrie und Ge-

werbe, Siedlungsentwässerung, Ab-

wasserreinigungsanlagen, Wasserbau-

ten, Gewässernutzung, Grundwasser, 

Lufthygiene, Strahlung, Energie, Bio-

sicherheit, Lärmschutz, Bodenschutz, 

Naturschutz und Wald.

Vollständige Gesuche  
beschleunigen den Ablauf
Eine reibungslose Zusammenarbeit 

zwischen der örtlichen Baubehörde 

und den kantonalen Fachstellen funkti-

oniert aber nur dann, wenn die örtlichen 

Baubehörden den zuständigen kanto-

nalen Stellen alle nebenbewilligungs-

pflichtigen Gesuche zustellen, in ihrem 

Zuständigkeitsbereich angemessene 

Umweltauflagen formulieren und diese 

später auch kontrollieren. Die Voraus-

setzung dazu ist natürlich, dass die 

dem Kanton eingereichten Gesuche 

vollständig sind und für eine Beurtei-

lung ausreichen. 

Als Grundlage zur Zusammenarbeit 

wurde durch die Leitstelle für Baubewil-

ligungen in Zusammenarbeit mit der 

Fachsektion Bau und Umwelt (FaBU) 

des VZGV das Merkblatt «Baugesuche 

im koordinierten Verfahren – was ist zu 

beachten?» entwickelt, welches die 

wichtigsten Punkte bei der Durchfüh-

rung des koordinierten Verfahrens für 

die kommunalen Baubehörden, für die 

Leitstelle, aber auch für die kantonalen 

Fachstellen erörtert. Das Merkblatt soll 

den kommunalen Bauverantwortlichen 

und den kantonalen Fachstellen als 

Handlungsanweisung dienen und zu  

einer optimalen nachhaltigen Zusam-

menarbeit beitragen. 

Wichtig ist, dass die sichernden Ne-

benbestimmungen aller Entscheide 

durch die örtliche Baubehörde im Bau-

rechtsentscheid verankert werden und 

deren Umsetzung danach auch über-

wacht und kontrolliert wird. Das Einhal-

ten der gesetzlich geregelten Beurtei-

lungsfristen muss dabei für alle am 

Verfahren beteiligten Stellen oberstes 

Gebot sein. Nur durch die fristgerechte 

Bearbeitung der Baueingabe und die 

optimale Zusammenarbeit von Ge-

meinde und Kanton in der Beurteilung 

kann dem Gesuchsteller ein qualitäts-

voller Service public garantiert werden.

BVV-GIS als praktisches Hilfsmittel
Aufgrund des Anhangs der Bauverfah-

rensordnung (BVV) legt die kommunale 

Leitbehörde bei der Sichtung des ein-

gegangenen Baugesuchs fest, welche 

Gesuche neben oder anstelle der bau-

rechtlichen Bewilligung der örtlichen 

Baubehörde der Beurteilung (Bewilli-

gung, Konzession oder Genehmigung) 

anderer, namentlich kantonaler Stellen 

bedürfen.

Um der kommunalen Baubehörde auch 

diese Arbeit zu erleichtern, wurden im 

Geo-Informations-System (GIS-ZH) 

Karten-Layer hinterlegt, welche mit den 

Bewilligungsziffern aus der BVV korres-

pondieren (Karte oben). Wird im GIS-

Browser unter der Rubrik «Filter» das 

Kürzel «BVV» für «Bauverfahrensver-

ordnung» eingegeben, erscheinen alle 

für ein Baubewilligungsverfahren rele-

vanten Karten-Layer. Am Bildschirm 

kann so die betreffende Parzelle dar-

aufhin geprüft werden, von welchen 

Besonderheiten sie betroffen ist und 

welche Fachstellen zur Vernehmlas-

sung eingeladen werden müssen (siehe 

Zusatztext Seite 19).

Nach der Bewilligung folgt die 
Baukontrolle
Trotz der Hilfestellungen und Instru-

mente, die der Kanton immer wieder 

den Gemeinden zur Verfügung stellt, 

bleibt ein Baubewilligungsverfahren ein 

hochkomplexer Prozess. Sind dann in 

Der abgebildete Screenshot zeigt den Layer «Kataster der belasteten Standorte (KbS)» im Bereich des Bahnhofareals von 
Uster. Die Ansicht aus dem GIS-Browser zeigt an, inwiefern die interessierende Parzelle von einer Besonderheit betroffen ist.

Quelle: GIS-Browser Kanton Zürich
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diesem Prozess einmal alle Hürden ge-

schafft und die Baubewilligung konnte 

erteilt werden, kommen weitere Aufga-

ben und Verantwortungen auf die örtli-

che Baubehörde zu. 

Nach Baubeginn, sind die Gemeinden 

für die Kontrolle der Auflagen zustän-

dig, auch für diejenigen aus den kanto-

nalen Nebenbewilligungen. Für die 

Kontrolle von Umweltauflagen haben 

die Gemeinden aber die Möglichkeit, 

das Konzept zum Baustellen-Umwelt-

schutz-Controlling (BUC) zu Rate zu 

ziehen oder die Dienste des Amts für 

Abfall, Wasser, Energie und Luft (AWEL) 

Abteilung Gewässerschutz oder der Ar-

beitskontrollstelle Zürich (AKZ) für eine 

umweltschutzkonforme Überprüfung in 

Anspruch zu nehmen. Neben dem 

AWEL und der AKZ hat eine Arbeits-

gruppe im Auftrag der Konferenz der 

Vorsteher der Umweltschutzämter (KVU) 

eine Umwelt-Checkliste für Baustellen 

erarbeitet. Diese Checklisten können 

auch der seriösen und umfassenden 

Planung dienen. Weitere Angaben dazu 

findet man unter den folgenden Links: 

www.baustelle.zh.ch und www.kvu.ch.

Umweltschutz-Kontrollen
Mit Umweltschutz-Kontrollen auf Bau-

stellen wird überprüft, ob bei den Bau-

arbeiten die Abwasser- und Abfall-Ent-

sorgung korrekt erfolgen, der Boden 

und die Gewässer nicht verschmutzt 

und die lufthygienischen Vorschriften 

sowie der Lärmschutz eingehalten wer-

den. Die Verantwortung für die Einhal-

tung der Umweltvorschriften vor Ort hat 

der Kanton weitgehend an die Gemein-

den delegiert. Diese Delegation beruht 

auf der Tatsache, dass die Gemeinde in 

der Mehrzahl der Fälle die für die Bau-

bewilligung zuständige Behörde ist. Die 

Baustellen-Umweltschutz-Kontrollen 

sollten deshalb so einfach wie möglich 

gestaltet werden, damit sie durch dieje-

nigen Personen ausgeführt werden 

können, die auch die übrigen baupoli-

zeilichen Kontrollen durchführen. 

Baustellen-Umweltschutz-Kontrollen 

werden durch die örtliche Baubehörde 

angeordnet. Diese bezieht beim Ertei-

len von Baubewilligungen die Umwelt-

schutz-Kontrollen in ihr Vorgehen oder 

in ihren Entscheid ein, legt den Umfang 

der Kontrollen fest und beauftragt das 

Kontrollorgan, welches nach Möglich-

keit nach den Vorgaben des AWEL aus-

gebildet wurde. Die Gemeinde infor-

miert mit der Baubewilligung die 

Bauherrschaft über die Kontrollen. Bei 

voraussichtlich aufwendigen und 

schwierigen Kontrollen ist es ratsam, 

das AWEL über die geplanten Kontrol-

Das geltende Bundesrecht wird gröss-

tenteils vom Bund erlassen und von 

den Kantonen vollzogen. So auch das 

Umweltschutzrecht. Das kantonale 

Recht trifft die notwendigen Zuständig-

keits- und Verfahrensregelungen, um 

den Vollzug des Bundesrechts sicher-

stellen zu können. 

Ein Beispiel dafür ist die Problematik 

der Belasteten Standorte: Abfälle und 

Nebenprodukte, welche aus der indus-

triellen Produktion übrig blieben oder 

in den Haushalten als nicht mehr ver-

wertbare Reste anfielen, wurden ver-

graben oder auf Deponien gelagert). 

Diese Standorte müssen nun bei Bau-

vorhaben im Rahmen der Nachhaltig-

keitsentwicklung von Wirtschaft, Um-

welt und Gesellschaft bereinigt werden. 

Dies ist eine Aufgabe, die der Kanton 

Zürich und seine Bevölkerung überneh-

men müssen, weil das geltende Bun-

desrecht dies so vorsieht. Die Umset-

zung der vielen Regulativen in diesem 

speziellen Bereich kann nur durch Spe-

zialisten geplant, geprüft und vollzogen 

werden. Die Gemeinden verfügen nicht 

über geeignete Ressourcen, die kanto-

nale Verwaltung hingegen schon. 

Die Mitarbeitenden der Sektion Altlasten 

sind in ihrer Arbeit mit divergierenden 

Ansprüchen konfrontiert: Neben dem 

Führen des Katasters der belasteten 

Standorte (KbS) geht es auch darum, 

den Vollzug in diesem speziellen Bereich 

zu professionalisieren und zu entwi- 

ckeln sowie die Wahrnehmung der be-

währten engen Zusammenarbeit mit Alt-

lastenberatern und Standortinhabern.

Ist also ein Baugesuch auf einer Parzel-

le, welche sich im KbS befindet oder mit 

einer solchen Parzelle in Zusammen-

hang steht, so wird die Fachstelle Alt-

lasten zur Vernehmlassung eingeladen. 

Im Rahmen dieser Vernehmlassung 

prüft diese Fachsektion das Baugesuch 

in Bezug auf das geltende Bundes- und 

Kantonalrecht und die betreffenden Zu-

ständigkeits- und Verfahrensregelun-

gen. In einer spezifizierten Beurteilung 

hält die Fachstelle die Anliegen an das 

Bauvorhaben und teilweise an den zu 

erwartenden Baustellenbetrieb fest. Die 

Konsequenz sind sehr detaillierte Aus-

sagen innerhalb dieses Fachbereiches 

und auf das Projekt zugeschnittene Ne-

benbestimmungen.

Hier wurde jetzt die Fachsektion Altlas-

ten als Beispiel aufgeführt. Alle Beson-

derheiten, welche in Bezug auf ein zu 

erstellendes Bauvorhaben oder von der 

Änderung betroffene Baute oder Anla-

ge auftreten können, sind im Anhang 

der Bauverfahrensverordnung detail-

liert aufgeführt. Ein Vorhaben kann von 

mehreren Besonderheiten betroffen 

sein. Die kommunale Baubehörde ist 

deshalb bei der Beurteilung einer Bau-

aufgabe auf die Mithilfe von Fachspe-

zialisten angewiesen. Letztendlich sind 

der Vollzug der kommunalen und kan-

tonalen Nebenbestimmungen und die 

geforderten Kontrollen (Baukontrolle / 

Umweltschutz-Kontrolle) anspruchsvol-

le Aufgaben, welche vom örtlichen 

Bauamt abverlangt werden.

Aufgabe der kantonalen Fachstellen – am Beispiel der 
belasteten Standorte

Vom Baugesuch bis zur Abnahme. Etappen eines Bauvorhabens.
Quelle: modifiziert nach Baustellen-Umweltschutz-Controlling, AWEL, Ausgabe 2007
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len zu informieren. Um qualitative Aus-

sagen über die Effizienz der Baustellen-

kontrollen zu erhalten, hat das AWEL 

zusammen mit der AKZ eine Web-ba-

sierte Datenbank erstellt, auf die man 

die Kontrollrapporte digital erfassen 

kann.

Bei der Festlegung der Notwendigkeit 

oder des Umfangs der Kontrolle kann 

die folgende Grundregel angewandt 

werden: Baustellen unter 3000 Kubik-

meter Volumen – zum Beispiel Einfami-

lienhäuser – werden nur stichprobenar-

tig kontrolliert. Mittelgrosse Baustellen 

überprüfen die Kontrolleure im Durch-

schnitt einmal pro Jahr. Grossprojekte, 

die einer Umweltverträglichkeitsprü-

fung bedürfen oder Investitionen von 

über 20 Millionen Franken auslösen, 

werden mindestens viermal jährlich be-

sucht. Zusätzliche Kontrollen können 

notwendig werden, wenn eine Umwelt-

verschmutzung durch Nichteinhaltung 

der gesetzlichen Vorgaben zu befürch-

ten ist oder gemeldet wurde.

Bei Verstössen gegen die Umwelt-

schutzvorschriften ordnet die örtliche 

Baubehörde unverzüglich die notwen-

digen Massnahmen an. Bei massiven 

Verstössen erstattet sie Anzeige bei der 

Polizei, welche die weiteren erforderli-

chen Massnahmen (Feuerwehr, Che-

mie- und Ölwehr etc.) aufbietet.

Die Gesuchsteller haben verursacher-

gerecht die aufgelaufenen amtlichen 

Kosten eines Baubewilligungsverfah-

rens zu tragen. Zu diesen Kosten gehö-

ren auch die Kosten für die Baustellen-

Umweltschutz-Kontrollen und allenfalls 

in diesem Zusammenhang stehende 

Drittkosten.

In der Kontrollphase festlegen
Aufgrund des Baugesuchs können der 

Umfang und die Grösse des Baube-

triebs abgeschätzt werden. Neben den 

sehr unterschiedlichen Arten von Bau-

stellen muss auch das unmittelbare 

Umfeld der jeweiligen Baustelle beach-

tet werden. Die wichtigsten Kriterien an 

den Baustellenbetrieb sollten denn 

auch immer im Baubewilligungsent-

scheid in den Nebenbestimmungen 

festgehalten sein. Für immer wieder-

kehrende Auflagen bezüglich Baustel-

lenbetrieb und den damit zusammen-

hängenden Umweltschutz wäre na tür lich 

eine Standard-Baubewilligung mit Text-

bausteinen ein gangbares und hilfrei-

ches Instrument.

In der Bauphase kontrollieren
Aufgrund der Bauaufgabe werden die 

baupolizeilichen Kontrollen (Abnahme 

Schnurgerüst, allfällige Abnahme Bau-

grubenaushub, Abnahme Kanalisations-

leitungen (Dichtheitsprüfungen), Roh-

bauabnahme, Schluss abnahme, allfällige 

Nachkontrollen) fest gelegt (Tabelle Sei-

te 19). Aufgrund der Schwergewichte 

der einzelnen Umweltbereiche auf die 

Bauphasen und aufgrund der im  

Baubewilligungsentscheid festgesetzten 

Aufl agen können die Baustellen-Um-

weltschutz-Kontrollgänge geplant und 

allenfalls mit den baupolizeilichen Kon-

trollen verbunden werden.

Vorbereitung der Kontrolle
Für effiziente Baukontrollgänge verfügen 

die meisten Gemeinden über geeignete 

Standard-Instrumente (Abnahme pro to-

kol le, Checklisten). Es ist emp fehlens-

wert, wenn sich die kommunale Bau-

behörde auch ein solches Instrument für 

die Umweltschutz-Kontrollen erarbeitet. 

Hilfreiche Checklisten und Grund lagen 

findet man bei der Konferenz der Vorste-

her der Umweltschutzämter (KVU) unter 

www.kvu.ch oder beim Ausbildungszent-

rum des Schweizerischen Baumeister-

verbandes unter www.baupunktumwelt.

ch. Dabei ist nicht die Meinung, dass die 

kommunale Checkliste schematisch und 

gleichförmig auf jede Art von Baustellen 

identisch angewendet wird; sie kann viel-

mehr an die konkreten Verhältnisse ange-

passt werden.

Die vorgeschlagenen Checklisten wol-

len einfach ein Muster sein, an welchen 

man sich orientieren kann – dies immer-

hin im Bewusstsein, dass viele Fachleu-

te mit unterschiedlichen Optiken und Er-

fahrungen sie erarbeitet haben.

Vor einer Baustellen-Umweltschutz-

Kontrolle sollte sich das Kontrollperso-

nal auch jedes Mal über die Auflagen im 

Bauentscheid informieren und dann vor 

Ort deren Einhaltung überprüfen.

Bei der Baustellen-Umwelt-Kontrolle ist 

zu beachten, dass die Verantwortung 

für einen korrekten Ablauf auf der Bau-

stelle die Bauherrschaft bzw. die von ihr 

beigezogenen Fachleute tragen. Sie 

haben dafür eine Baubewilligung erhal-

ten und sind somit verantwortlich für 

deren Umsetzung. Die ausführenden 

Unternehmen haben eine eigene Ver-

antwortung für die Einhaltung des 

Werkvertrags sowie der gesetzlichen 

Normen bei ihrer Tätigkeit, soweit sie 

diese selbst bestimmen können. Wer-

den bei einer Kontrolle Probleme oder 

Verstösse erkannt, muss die zuständi-

ge Behörde sorgfältig ermitteln, wer je-

weils die Verantwortung dafür trägt.

Umweltschutz beginnt bei der 
Planung
Bauen und Wohnen belastet nun mal 

unsere Umwelt, dagegen hilft kein Ar-

gument. Die entstehenden Umweltbe-

lastungen können jedoch durch eine 

geeignete Planung, eine umfassende 

Beurteilung der Baueingabe und eine 

seriöse Baukontrolle reduziert werden. 

Darunter versteht man ein Bauverhal-

ten, das von der Planung bis zum Rück-

bau auf den Schutz der Umwelt achtet 

und auch die sozialen Bedürfnisse und 

die wirtschaftliche Effizienz berücksich-

tigt. Es kommt nicht von ungefähr, dass 

in öffentlichen Organisationen die Um-

weltschutzstellen nahe an den Bauab-

teilungen angegliedert sind oder gar im 

gleichen Departement zusammenge-

fasst sind. Bauen und Umweltschutz 

gehören unmittelbar zusammen. Des-

halb ist es wichtig, dass sich ein kom-

munaler Bauverwalter nicht nur als  

Hüter der baurechtlichen Vorgaben  

ver steht. Ein Baubewilligungsprozess 

sollte deshalb immer auch der umwelt-

politischen, wirtschaftspolitischen oder 

gesellschaftspolitischen Nachhaltigkeit 

Rechnung tragen.

Je nach Bauphase sind die einzelnen Umweltbereiche 
verschieden stark vom Baustellenbetrieb betroffen.

Quelle: Baustellen-Umweltschutz-Controlling, AWEL, Ausgabe 2007

Rückbau Aushub Bau im 
Untergrund

Hochbau Ausbau Rekulti-
vierung

Luft *** *** * * *

Wasser ** ** *** *

Abfall *** *** * * * *

Boden * *** * ***

Lärm ** ** ** ** *

* weniger   ** hoch   *** sehr hoch


